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Bekanntmachungen des Landratsamtes 
 
AZ: 21 - 02 
Vollzug des Gesetzes über die Kommunale Zusammenarbeit - KommZG; 
Neuerlass der Verbandssatzung des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im 
Raume Kelheim 
Die Zweckverbandsversammlung hat in ihrer Sitzung vom 24.10.2018 den Neuerlass der 
Verbandssatzung beschlossen. Notwendig war dies durch die Eingliederung sämtlicher 
Ortsteile der Mitgliedsgemeinden und damit der Erweiterung des Verbandsgebiets auf 
das jeweilige Gemeindegebiet der Stadt Kelheim, der Gemeinde Saal a.d. Donau, der 
Gemeinde Ihrlerstein und des Marktes Essing.  
Die Verbandssatzung bedarf gemäß Art. 20 Abs. 1 Satz 1 KommZG der Genehmigung 
der Rechtsaufsichtsbehörde (Art. 26 Abs. 1 Satz 1 KommZG i.V. mit Art. 110 Satz 1 GO). 
Die rechtsaufsichtliche Genehmigung der Verbandssatzung wird hiermit erteilt. Au-
ßerdem wird der Erweiterung des Verbandsgebiets gemäß Art. 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
KommZG zugestimmt. 
Die Verbandssatzung und die Genehmigung werden im Amtsblatt des Landkreises Kel-
heim amtlich bekanntgemacht (Art. 21 Abs. 1 Satz 1, Art. 48 Abs. 3 Satz 1 KommZG). 
 
 
Kelheim, den 31.10.2018 
 
Landratsamt Kelheim 
 
Sixt 
VA 
 
 
 

Verbandssatzung 
des Zweckverbandes zur Abwasserbeseitigung im Raume Kelheim 

 
Die Stadt Kelheim, die Gemeinde Saal a.d. Donau, die Gemeinde Ihrlerstein und der 
Markt Essing bilden gemäß Art. 17 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl S. 
555, ber. 1995 S. 98, BayRS 2020-6-1-I), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 22. 
März 2018 (GVBl S. 145) einen Zweckverband mit folgender Verbandssatzung. 

§1 
Rechtsstellung 

(1) Der Zweckverband führt den Namen „Zweckverband zur Abwasserbeseitigung im 
Raume Kelheim“. Er ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
(2) Der Zweckverband hat seinen Sitz in Kelheim. 

§2 
Verbandsmitglieder 

(1) Verbandsmitglieder sind die Stadt Kelheim, die Gemeinde Saal a.d. Donau, die Ge-
meinde Ihrlerstein und der Markt Essing. 
(2) Andere Gemeinden können dem Zweckverband beitreten. Der Beitritt bedarf einer 
Änderung der Verbandssatzung und der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Be-
schlussfassung über den Beitritt setzt einen (beschlussmäßigen) Antrag des Beteiligten 
voraus. 
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(3) Jedes Verbandsmitglied kann zum Schluss eines Haushaltsjahres aus dem Zweck-
verband austreten, wenn die Verbandsversammlung mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der satzungsmäßigen Stimmenzahl zustimmt. Der Austritt muss mindestens ein Jahr vor-
her schriftlich erklärt werden; er bedarf einer Änderung der Verbandssatzung und der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Das Recht aus wichtigem Grunde zu kündigen (Art. 
44 Abs. 3 KommZG) bleibt unberührt. 

§3 
Räumlicher Wirkungsbereich 

(1) Der räumliche Wirkungsbereich des Zweckverbandes umfasst das jeweilige Gebiet 
seiner Mitgliedsgemeinden. 
Das Verbandsgebiet ist in einem Lageplan M 1:25000 als Anlage dieser Satzung beige-
fügt. 

§ 4 
Aufgaben und Befugnisse 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, im Bereich seiner Verbandsmitglieder eine zent-
rale Abwasserreinigungsanlage und zwei Abwasserbeseitigungsanlagen, sowie die Orts-
kanalisationsanlagen zu planen, zu errichten und diese Anlagen zu betreiben und zu un-
terhalten.  
(2) Der Zweckverband erfüllt seine Aufgaben ohne Gewinnabsicht. Er dient ausschließ-
lich und unmittelbar gemeinnützigen Zwecken im Sinne des Steuerrechts. 
(3) Die Rechte und die Pflichten der Verbandsmitglieder aus dem Aufgabenbereich des 
Zweckverbandes und die dazu notwendigen Befugnisse einschließlich der Satzungsge-
walt gehen auf den Zweckverband über. Die Verbandsmitglieder gestatten dem Zweck-
verband für die Durchführung seiner satzungsmäßigen Aufgaben die Benutzung ihrer 
einschlägigen Akten, ihrer Archive, ihres Karteimaterials und dergleichen, sowie die Be-
nutzung ihrer öffentlichen Verkehrsräume und der sonstigen ihrem jeweiligen Verfü-
gungsrecht unterliegenden Grundstücke. 
(4) Der Zweckverband hat das Recht, an Stelle der Verbandsmitglieder Satzungen und 
Verordnungen für das übertragene Aufgabengebiet zu erlassen. 

§ 5 
Verbandsorgane 

Die Organe des Zweckverbandes sind 
 1. die Verbandsversammlung 
 2. der Verbandsausschuss 
 3. der Verbandsvorsitzende 

§ 6 
Zusammensetzung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus dem Verbandsvorsitzenden und den übrigen 
Verbandsräten. 
(2) Die Zahl der Vertreter, die ein Verbandsmitglied in die Verbandsversammlung ent-
sendet, richtet sich nach der Einwohnerzahl der Mitgliedsgemeinde. Jedes Verbandsmit-
glied hat das Recht, für jedes angefangene 1.500 der Einwohnerzahl einen Vertreter zu 
entsenden. Die Einwohnerzahl bestimmt sich jeweils nach dem Stand der letzten amtli-
chen Bevölkerungsfortschreibung. Die Anzahl der hierauf ermittelten Vertreter bleibt bis 
zum Ablauf der Wahlperiode der gemeindlichen Vertretungsorgane maßgebend, auch 
wenn in der Zwischenzeit eine Änderung in der Einwohnerzahl eintritt. Jedes Verbands-
mitglied wird in der Verbandsversammlung durch den ersten Bürgermeister vertreten; es 
entsendet mindestens einen Verbandsrat. Der erste Bürgermeister als gesetzlicher Ver-
treter wird auf die Gesamtzahl der einem Verbandsmitglied zustehenden Vertreterzahl 
angerechnet. 
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(3) Jeder Verbandsrat hat einen Stellvertreter für den Fall seiner Verhinderung; Ver-
bandsräte können nicht Stellvertreter sein. Die Verbandsräte und ihre Stellvertreter sind 
von den Verbandsmitgliedern dem Verbandsvorsitzenden schriftlich zu benennen. Be-
amte und Angestellte des Zweckverbandes können nicht Mitglieder der Verbandsver-
sammlung sein. 
(4) Für Verbandsräte, die kraft ihres Amtes der Verbandsversammlung angehören, en-
det das Amt als Verbandsrat mit dem Ende ihres kommunalen Wahlamtes; entsprechen-
des gilt für ihre Stellvertreter. Die anderen Verbandsräte und ihre Stellvertreter werden 
durch Beschluss der Vertretungsorgane der Verbandsmitglieder bestellt, und zwar für die 
Dauer der Wahlzeit der Vertretungsorgane, wenn Mitglieder dieser Organe bestellt wer-
den, andernfalls für sechs Jahre. Die Bestellung nach Satz 2 kann durch Beschluss der 
Vertretungsorgane aus wichtigem Grund widerrufen werden; sie ist zu widerrufen, wenn 
ein Verbandsrat, der dem Vertretungsorgan eines Verbandsmitgliedes angehört, vorzei-
tig aus dem Wahlamt oder der Vertretungskörperschaft ausscheidet. Die Verbandsräte 
und ihre Stellvertreter üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Verbandsräte weiter 
aus. 

§ 7 
Einberufung der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung tritt auf schriftliche oder elektronische Einladung des Ver-
bandsvorsitzenden zusammen. Die Einladung muss Tagungszeit und -ort und die Bera-
tungsgegenstände angeben und den Verbandsräten spätestens eine Woche vor der Sit-
zung zugehen. In dringenden Fällen kann der Verbandsvorsitzende die Frist bis auf vier-
undzwanzig Stunden abkürzen. 
(2) Die Verbandsversammlung ist jährlich mindestens einmal einzuberufen. Sie muss 
außerdem einberufen werden, wenn es ein Drittel der Verbandsräte oder die Aufsichts-
behörde unter Angabe der Beratungsgegenstände beantragt. 
(3) Die Aufsichtsbehörde und die für die Beratungsgegenstände jeweils zuständigen 
Fachbehörden sind von den Sitzungen zu unterrichten. Abs. 1 Satz 2 und 3 gilt entspre-
chend. 

§ 8 
Sitzungen der Verbandsversammlung 

(1) Der Verbandsvorsitzende bereitet die Beratungsgegenstände der Verbandsver-
sammlung vor. Er leitet die Sitzung und handhabt die Ordnung während der Sitzung. 
(2) Die Vertreter der Aufsichtsbehörde und der jeweiligen Fachbehörden, der Geschäfts-
leiter und der Kassenverwalter haben das Recht, an den Sitzungen beratend teilzuneh-
men. Auf Antrag ist ihnen das Wort zu erteilen. Die Verbandsversammlung kann auch 
andere Personen hören. 

§ 9 
Beschlüsse und Wahlen in der Verbandsversammlung 

(1) Die Verbandsversammlung ist beschlussfähig, wenn sämtliche Verbandsräte ord-
nungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Verbandsräte anwesend und stimmbe-
rechtigt ist. Über andere als in der Einladung angegebene Beratungsgegenstände darf 
nur dann Beschluss gefasst werden, wenn alle Verbandsräte erschienen und mit einer 
Beschlussfassung einverstanden sind. 
(2) Wird die Verbandsversammlung wegen Beschlussunfähigkeit, die nicht auf der per-
sönlichen Beteiligung der Mehrheit der Verbandsräte beruht, innerhalb von vier Wochen 
zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist sie 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig; auf diese Folge ist in der 
zweiten Ladung ausdrücklich hinzuweisen. 
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(3) Soweit das Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit oder diese Verbandssat-
zung nicht etwa anderes vorschreiben, werden die Beschlüsse der Verbandsversamm-
lung mit einfacher Mehrheit der Abstimmenden gefasst; es wird offen abgestimmt. Bei 
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. Jeder Verbandsrat kann nur einheitlich ab-
stimmen. Solange ein Verbandsmitglied keine anderen Vertreter bestellt hat, übt der erste 
Bürgermeister das Stimmrecht aller Vertreter aus. Kein Verbandsrat darf sich der Stimme 
enthalten; enthält sich ein Verbandsrat trotzdem der Stimme, so gehört er nicht zu den 
Abstimmenden. 
(4) Bei Wahlen gelten die Absätze 1 bis 3 entsprechend; die Vorschriften über die per-
sönliche Beteiligung finden keine Anwendung. Es wird geheim abgestimmt. Gewählt ist, 
wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält. Wird die Mehrheit im 
ersten Wahlgang nicht erreicht, so findet Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den 
höchsten Stimmenzahlen statt. Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das 
Los. Haben im ersten Wahlgang drei oder mehr Bewerber die gleiche Anzahl von Stim-
men erhalten, so entscheidet das Los, welche Bewerber in die Stichwahl kommen. Hat 
der Bewerber die höchste, zwei oder mehr Bewerber die gleiche nächsthöhere Stimmen-
zahl erhalten, so entscheidet das Los, wer von diesen in die Stichwahl mit dem Bewerber 
mit der höchsten Stimmenzahl kommt. 
(5) Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter Angabe von Tag und Ort der Sitzung, 
der Namen der anwesenden Verbandsräte, der behandelten Gegenstände und der Ab-
stimmungsergebnisse (Stimmenverhältnis) in ein Beschlussbuch einzutragen und von 
dem Verbandsvorsitzenden und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Als Schriftführer 
kann eine Dienstkraft des Zweckverbandes oder eines Verbandsmitglieds, soweit dieses 
zustimmt, zugezogen werden. Verbandsräte, die einem Beschluss nicht zugestimmt ha-
ben, können bis zum Schluss der Sitzung verlangen, dass das in der Niederschrift ver-
merkt wird. Abschriften der Niederschrift sind unverzüglich den Verbandsmitgliedern und 
der Aufsichtsbehörde zu übermitteln. 

§ 10 
Zuständigkeit der Verbandsversammlung 

(1) Die Aufgaben des Zweckverbandes werden von der Verbandsversammlung wahrge-
nommen, soweit nicht nach dem Gesetz, dieser Verbandssatzung oder besonderen Be-
schlüssen der Verbandsversammlung der Verbandsvorsitzende, der Verbandsaus-
schuss oder der Geschäftsleiter selbständig entscheiden. 
(2) Die Verbandsversammlung ist ausschließlich zuständig für 
 1. die Entscheidung über die Errichtung und die wesentliche Erweiterung der den 

Verbandsaufgaben dienenden Einrichtungen; 
 2. die Beschlussfassung über den Erlass, die Änderung oder die ‘Aufhebung‘ von 

Satzungen und Verordnungen; 
 3. die Beschlussfassung über die jährliche Haushaltssatzung; 
 4. die Beschlussfassung über den Stellenplan für die Dienstkräfte; 
 5. die Feststellung und endgültige Anerkennung der Rechnung; 
 6. die Wahl des Verbandsvorsitzenden und seiner Stellvertreter, die Bestellung der 

Mitglieder des Verbandsausschusses und die Festsetzung von Entschädigungen; 
 7. die Bildung, Besetzung und Auflösung weiterer Ausschüsse; 
 8. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Geschäftsordnung für die Ver-

bandsversammlung; 
 9. den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung der Betriebsordnung; 

 10. die Beschlussfassung über die Änderung der Verbandssatzung, die Auflösung des 
Zweckverbandes und die Bestellung von Abwicklern. 

(3) Die Verbandsversammlung beschließt ferner über die anderen ihr im Gesetz über die 
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kommunale Zusammenarbeit zugewiesene Gegenstände, soweit nicht der Verbandsaus-
schuss zuständig ist. Sie ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über: 
 1. den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundstücken; 
 2. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, die für den Zweckverband Ver-

pflichtungen in Höhe von mehr als 50.000 Euro mit sich bringen; § 14 Abs. 1 Nr. 3 
bleibt unberührt; 

 3. den Gesamtplan der im Rechnungsjahr oder in mehreren Rechnungsjahren durch-
zuführenden Unterhaltungsarbeiten. 

Die Verbandsversammlung kann diese Zuständigkeit allgemein oder für den Einzelfall 
auf den Verbandsausschuss übertragen. Sie kann die Übertragung jederzeit für die Zu-
kunft wiederrufen. 

§ 11 
Rechtsstellung der Verbandsräte 

(1) Die Verbandsräte sind ehrenamtlich tätig. Sie haben Anspruch auf Ersatz notwendi-
ger barer Auslagen. Angestellte und Arbeiter erhalten außerdem den ihnen nachweislich 
entstandenen Verdienstausfall ersetzt; selbständig Tätige erhalten stattdessen eine pau-
schalierte Verdienstausfallentschädigung je Stunde Sitzungsdauer, wobei jede angefan-
gene Stunde zählt. Soweit Sitzungen in der Zeit nach 19.00 Uhr oder an Samstagen, 
Sonntagen oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden, wird für selbständig Tätige keine 
Verdienstausfallentschädigung gewährt. 

§12 
Zusammensetzung des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss besteht aus den jeweiligen ersten Bürgermeistern der Ver-
bandsmitglieder. 
(2) Für jedes Mitglied des Verbandsausschusses bestellen die Verbandsmitglieder 
durch Beschluss ihrer Vertretungsorgane einen Stellvertreter. Die Bestellung gilt für die 
Dauer der Zugehörigkeit zur Verbandsversammlung. Die Bestellten können nur aus wich-
tigen Gründen von der Verbandsversammlung abberufen werden. 

§ 13 
Einberufung des Verbandsausschusses 

Für die Sitzungen und Beschlüsse des Verbandsausschusses gelten die Bestimmungen 
für die Verbandsversammlung entsprechend. Jedes Ausschussmitglied hat nur eine 
Stimme. Die Sitzungen des Verbandsausschusses sind nicht öffentlich. 

§ 14 
Zuständigkeit des Verbandsausschusses 

(1) Der Verbandsausschuss ist zuständig 
 1. die Angestellten des Zweckverbandes im Rahmen des Stellenplanes einzustellen, 

höherzugruppieren und zu kündigen; 
 2. Lieferungen und Leistungen in der Höhe von 10.000 Euro bis 50.000 Euro zu ver-

geben; 
 3. den Entwurf der Haushaltssatzung zu erstellen; 
 4. Maßnahmen gegen Verbandsmitglieder zur zwangsweisen Durchsetzung ihrer fi-

nanziellen Verpflichtungen gegenüber dem Zweckverband einzuleiten; 
 5. die notwendigen Unterhaltungsarbeiten zu ermitteln und die von dem Vorsitzen-

den und den Dienstkräften des Zweckverbandes zur Erfüllung seiner Aufgabe aus-
geübten Tätigkeit laufend zu überwachen. 

(2) Der Verbandsausschuss ist ferner zuständig für alle Angelegenheiten, die ihm durch 
Einzelbeschluss der Verbandsversammlung übertragen werden. 
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§ 15 
Rechtstellung der Ausschussmitglieder 

Die Mitglieder des Verbandsausschusses sind ehrenamtlich tätig. Sie haben jedoch An-
spruch auf Ersatz notwendiger barer Auslagen. 

§ 16 
Wahl des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversamm-
lung aus ihrer Mitte gewählt. Der Verbandsvorsitzende soll der gesetzliche Vertreter eines 
Verbandsmitgliedes sein. 
(2) Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter werden auf die Dauer von sechs 
Jahren, sind sie Inhaber eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes, auf 
die Dauer dieses Amtes gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit, für die sie ge-
wählt sind, bis zum Amtsantritt des neugewählten Verbandsvorsitzenden weiter aus. 

§ 17 
Zuständigkeit des Verbandsvorsitzenden 

(1) Der Verbandsvorsitzende vertritt den Zweckverband nach außen. Er führt den Vor-
sitz in der Verbandsversammlung und im Verbandsausschuss. 
(2) Der Verbandsvorsitzende vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung und 
erledigt in eigener Zuständigkeit alle Angelegenheiten, die nach der Gemeindeordnung 
kraft Gesetzes dem ersten Bürgermeister zukommen. Er erfüllt die ihm gesetzlich zuge-
wiesenen weiteren Aufgaben. 
(3) Durch besonderen Beschluss der Verbandsversammlung können dem Verbandsvor-
sitzenden unbeschadet weitere Angelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertra-
gen werden. 
(4) Der Verbandsvorsitzende kann einzelne seiner Befugnisse seinen Stellvertretern 
und laufende Verwaltungsangelegenheiten Dienstkräften des Zweckverbands oder mit 
Zustimmung eines Verbandsmitgliedes dessen Dienstkräften übertragen. 
(5) Erklärungen, durch die der Zweckverband verpflichtet werden soll, bedürfen der 
Schriftform. Das gilt nicht bei Geschäften, die für den Zweckverband einmalige Verpflich-
tungen von nicht mehr als 10 Euro mit sich bringen. 
(6) Der Verbandsvorsitzende kann im Einzelfall Lieferungen und Leistungen, für die im 
Haushaltsplan Mittel bereitgestellt sind, bis zu einer Höhe von 10.000 Euro vergeben. 

§ 18 
Rechtstellung des Verbandsvorsitzenden 

Der Verbandsvorsitzende und sein Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. Der Verbands-
vorsitzende erhält für seine Tätigkeit eine Aufwandsentschädigung, ebenso der Stellver-
treter nach dem Maß seiner besonderen Inanspruchnahme. Die Verbandsversammlung 
setzt die Höhe dieser Entschädigung durch Beschluss fest. 

§ 19 
Dienstherreneigenschaft 

Der Zweckverband hat das Recht, Dienstherr von Beamten zu sein. 
§ 20 

Geschäftsleiter 
Die Verbandsversammlung bestellt einen Geschäftsleiter. Sie kann ihm durch Beschluss 
Zuständigkeiten des Verbandsvorsitzenden nach § 17 Abs. 2 übertragen. Durch geson-
derten Beschluss kann sie ihm ferner unbeschadet des § 10 Abs. 2 weitere Angelegen-
heiten zur selbständigen Erledigung übertragen. 
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§ 21 
Wirtschafts- und Haushaltsführung 

Für die Wirtschafts- und Haushaltsführung gelten die Vorschriften für Gemeinden ent-
sprechend, soweit sich nicht aus dem Gesetz über die kommunale Zusammenarbeit et-
was anderes ergibt. 

§ 22 
Haushaltssatzung 

(1) Der Entwurf der Haushaltssatzung ist den Verbandsmitgliedern spätestens vier Wo-
chen vor der Beschlussfassung in der Verbandsversammlung zu übermitteln. 
(2) Die Haushaltssatzung ist spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres 
zu beschließen und mit ihren Anlagen der Aufsichtsbehörde vorzulegen. Haushaltsjahr 
ist das Kalenderjahr. 
(3) Die Haushaltssatzung wird, wenn rechtsaufsichtliche Genehmigungen erforderlich 
sind, nach Erteilung der Genehmigung, sonst vier Wochen nach der Vorlage an die Auf-
sichtsbehörde nach § 30 Abs. 1 bekanntgemacht. 

§ 23 
Deckung des Finanzbedarfs 

(1) Der Zweckverband erhebt von Anschlussnehmern in seinem Wirkungsbereich Ge-
bühren und Beiträge nach den Vorschriften des Kommunalabgabenrechts. 
(2) Soweit die Einnahmen des Zweckverbandes nicht ausreichen, um seinen Finanzbe-
darf zu decken, erhebt er eine Umlage. 
(3) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstigen Einnahmen nicht gedeckte Finanzbe-
darf für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Anlagen wird auf die Verbands-
mitglieder umgelegt (Investitionsumlage). Umlegungsschlüssel sind die Abwasseranteile 
im vorletzten Jahr. 
(4) Der durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckte laufende Fi-
nanzbedarf wird auf die Verbandsmitglieder umgelegt (Betriebskostenumlage). Umle-
gungsschlüssel sind die Abwasseranteile im vorletzten Jahr. 

§ 24 
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

(1) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden in der Haushaltssat-
zung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie können während des Haushaltsjahres 
durch eine Nachtragshaushaltssatzung geändert werden. 
(2) Bei der Festsetzung der Investitionsumlage ist anzugeben: 
 a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckten 

Finanzbedarfs für die Errichtung, Erweiterung und Erneuerung der Abwasserbe-
seitigungs- und Reinigungsanlage (Umlagesoll); 

 b) die Gesamtzahl der Abwasseranteile im vorletzten Jahr (Bemessungsgrundlage); 
 c) der Investitionsumlagebetrag, der auf einen Abwasseranteil trifft. 
(3) Bei der Festsetzung der Betriebskostenumlage ist anzugeben: 
 a) die Höhe des durch Gebühren, Beiträge und sonstige Einnahmen nicht gedeckten 

laufenden Finanzbedarfs (Umlagesoll); 
 b) die Gesamthöhe des Abwasseranfalls im vorletzten Jahr und die Höhe des laufen-

den Schuldendienstes (Bemessungsgrundlagen); 
 c) der Betriebskostenumlagebetrag, der auf einen m3 Abwasser trifft (Umlagesatz); 
 d) der Umlagebetrag für den Schuldendienst, der auf einen Abwasseranteil entfällt; 
 e) die Höhe des Betriebskostenumlagebetrages für jedes Verbandsmitglied. 
(4) Die Umlagebeträge sind den einzelnen Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Be-
scheid mitzuteilen (Umlagebescheid). 
(5) Die Investitionsumlage und die Betriebskostenumlage werden mit einem Viertel ihrer 
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Jahresbeträge am 15. jedes zweiten Quartalsmonats fällig. Werden sie nicht rechtzeitig 
entrichtet, so können von den säumigen Verbandsmitgliedern Verzugszinsen bis zu 1 v. 
H. für den Monat gefordert werden. 
(6) Ist die Investitionsumlage oder die Betriebsumlage bei Beginn des Haushaltsjahres 
noch nicht festgesetzt, so kann der Zweckverband bis zur Festsetzung vorläufige viertel-
jährliche Teilbeträge in Höhe der im abgelaufenen Rechnungsjahr zuletzt erhobenen Teil-
beträge erheben. 
Nach Festsetzung der Umlage für das laufende Rechnungsjahr ist über die vorläufigen 
Zahlungen zum nächsten Fälligkeitszeitpunkt abzurechnen. 

§ 25 
Kassenverwaltung 

(1) Die Kassengeschäfte werden am Ort der Geschäftsstelle geführt. 
(2) Der Kassenverwalter und sein Stellvertreter werden von der Verbandsversammlung 
bestellt. Sie dürfen Zahlungen weder selbst anordnen noch bei ihrer Anordnung mitwir-
ken. 

§ 26 
Jahresrechnung, Prüfung 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem Rechnungsprüfungsausschuss. 
(2) Der Verbandsvorsitzende legt die Jahresrechnung der Verbandsversammlung inner-
halb von sechs Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres vor. 
(3) Die Jahresrechnung soll von der Verbandsversammlung oder von einem Prüfungs-
ausschuss binnen drei Monaten örtlich geprüft werden. Der Prüfungsausschuss ist aus 
der Mitte der Verbandsversammlung zu bilden. Er besteht aus vier Verbandsräten. 
(4) Nach der örtlichen Prüfung wird die Jahresrechnung von der Verbandsversammlung 
festgestellt. Die Verbandsversammlung entscheidet anschließend über die Entlastung. 
(5) Nach der Feststellung der Jahresrechnung veranlasst der Verbandsvorsitzende die 
überörtliche Rechnungsprüfung. Überörtliches Prüfungsorgan ist der Bayerische Prü-
fungsverband öffentlicher Kassen. 

§ 27 
Änderung der Verbandssatzung 

(1) Die Änderung der Verbandssatzung bedarf der einfachen Mehrheit der satzungsmä-
ßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung. 
(2) Die Änderung der Verbandsaufgabe, der Ausschluss und die außerordentliche Kün-
digung von Verbandsmitgliedern bedürfen der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 
(3) Sonstige Änderungen der Verbandssatzung sind der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
(4) Jede Änderung der Verbandssatzung ist im Amtsblatt der Aufsichtsbehörde bekannt-
zumachen. Sie wird am Tage nach dieser Bekanntmachung wirksam. 

§ 28 
Geschäftsstelle 

(1) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle, in der die laufenden Verwaltungs-
arbeiten vorbehandelt und durchgeführt werden. Die Geschäftsstelle steht außerdem den 
Verbandsmitgliedern als Beratungsstelle zur Verfügung. 
(2) Die Geschäftsstelle wird vom Geschäftsleiter geleitet. 

§ 29 
Aufsicht; Schlichtung von Streitigkeiten 

(1) Aufsichtsbehörde des Zweckverbandes ist das Landratsamt Kelheim. 
(2) Bei Streitigkeiten zwischen dem Zweckverband und den Verbandsmitgliedern, wenn 
sie sich gleichgeordnet gegenüberstehen, und bei Streitigkeiten der Mitglieder des 
Zweckverbandes untereinander aus dem Verbandsverhältnis ist die Aufsichtsbehörde zur 
Schlichtung zu rufen. 
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§ 30 
Öffentliche Bekanntmachungen 

(1) Die Satzungen und Verordnungen des Zweckverbandes werden im Amtsblatt für den 
Landkreis Kelheim bekannt gemacht. Die Verbandsmitglieder weisen in der für die Be-
kanntmachung ihrer Satzungen vorgesehenen Form auf diese Bekanntmachung hin. Die 
Satzungen und Verordnungen können in der Geschäftsstelle des Zweckverbandes ein-
gesehen werden. 
(2) Sonstige öffentliche Bekanntmachungen des Zweckverbandes sind vorbehaltlich des 
Abs. 3 durch Anschlag an den Gemeindetafeln der Verbandsmitglieder vorzunehmen. 
Die Aufsichtsbehörde kann darüber hinaus eine Veröffentlichung im Amtsblatt des Land-
kreises Kelheim anordnen. 
(3) Der Inhalt der Bekanntmachungen wird im Internet veröffentlicht. 

§ 31 
Auflösung 

(1) Die Auflösung des Zweckverbandes bedarf einer Mehrheit von zwei Dritteln der sat-
zungsmäßigen Stimmenzahl in der Verbandsversammlung und der Genehmigung der 
Aufsichtsbehörde. Die Auflösung ist wie diese Verbandssatzung bekanntzumachen. Die 
Verbandsauflösung setzt voraus, dass die Rechte und Verbindlichkeiten der Verbands-
mitglieder geregelt sind und dass die anderweitige Erfüllung der Aufgaben des Zweck-
verbandes gewährleistet ist. 
(2) Findet eine Abwicklung statt, so haben die beteiligten Gemeinden das Recht, die auf 
ihrem Gebiet gelegenen Gegenstände des Anlagevermögens zum geschätzten Zeitwert 
zu übernehmen. Im Übrigen ist das Vermögen nach Befriedigung der Gläubiger an die 
Verbandsmitglieder unter Anrechnung der übernommenen Gegenstände nach dem Ver-
hältnis der von ihnen insgesamt entrichteten Investitionsumlagebeträge zu verteilen. So-
weit das Vermögen die entrichteten Investitionsumlagebeträge übersteigt, darf es nur für 
steuerbegünstigte Zwecke verwendet werden. 
(3) Übersteigen bei der Auflösung des Zweckverbandes die Verbindlichkeiten das vor-
handene Vermögen, so ist der Fehlbetrag nach dem Verhältnis der insgesamt entrichte-
ten Investitionsumlagebeträge auf die Verbandsmitglieder umzulegen. 
(4) Die Verbandsmitglieder bleiben bis zur Beendigung der Abwicklung verpflichtet, ihre 
Verbandsumlagen zu entrichten, sofern dies zur Befriedigung aller gegen den Verband 
zu Recht bestehenden Forderungen erforderlich ist. 
(5) Scheidet ein Verbandsmitglied aus dem Zweckverband aus, ohne dass dadurch der 
Zweckverband aufgelöst wird, so wird es mit dem Betrag abgefunden, den es bei der 
Auflösung erhalten würde, wenn der Zweckverband zum Zeitpunkt seines Ausscheidens 
aufgelöst werden würde. Es hat das Recht, die auf seinem Gebiet gelegenen Gegen-
stände des Anlagevermögens unter Anrechnung auf seinen Abfindungsanspruch zum 
geschätzten Zeitwert zu übernehmen. Der Abfindungsanspruch wird fünf Jahre nach dem 
Ausscheiden, spätestens im Fall der Auflösung des Zweckverbandes fällig. Die Beteilig-
ten können für die Berechnung und Fälligkeit des Abfindungsanspruches eine abwei-
chende Regelung vereinbaren. 
(6) Die Beamten und die unkündbaren Beschäftigten des Zweckverbandes sind bei der 
Auflösung des Zweckverbandes von der Stadt Kelheim zu übernehmen. 

§ 32 
Inkrafttreten 

Diese Verbandssatzung tritt am 01. Januar 2019 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung vom 01.01.1991, zuletzt geändert mit Satzung vom  
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10.12.2015 (KrABl Nr. 25 v. 18.12.2015), außer Kraft. 
 
 
Kelheim, den 24.10.2018 
 
Zweckverband zur Abwasser- 
beseitigung im Raume Kelheim 
 
 
Hartmann 
Vorsitzender 
 
 
 
 
 

Bekanntmachungen der Städte, Märkte und Gemeinden 
 
Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus Anlass von Märkten 
und ähnlichen Veranstaltungen in Kelheim im Jahr 2019. 
 
Aufgrund § 14 Absatz 1 Satz 2 des Gesetzes über den Ladenschluss (LadSchlG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni 2003 (BGBI. I S. 744), zuletzt geändert 
durch Art. 430 der Zehnten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 31. August 2015 
(BGBI. 1 S. 1474), i. V. m. § 11 der Verordnung über die Zuständigkeit zum Erlass von 
Rechtsverordnungen (Delegationsverordnung - DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBI. S. 
22), die zuletzt durch § 3 des Gesetzes vom 12. Juni 2018 (GVBl. S. 391) geändert wor-
den ist, erlässt die Stadt Kelheim folgende 
 
Verordnung 
über das Offenhalten von Verkaufsstellen aus Anlass von Märkten und ähnlichen 
Veranstaltungen in Kelheim im Jahr 2019 

§ 1 
Abweichend von den Vorschriften des § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über den Laden-
schluss dürfen in der Stadt Kelheim Verkaufsstellen anlässlich 

a) der „Autoschau“ 
am Sonntag, 07. April 2019, von 12.00 bis 17.00 Uhr 

b) des „Kelheimer Fischerfestes“ 
am Sonntag, 02. Juni 2019, von 12.00 bis 17.00 Uhr 

c) der „Regional- und Umwelttage“ 
am Sonntag, 29. September 2019, von 12.00 bis 17.00 Uhr 

d) des „Adventsmarktes“ 
am Sonntag, 17. November 2019, von 12.00 bis 17.00 Uhr 
geöffnet sein. 

§ 2 
Die Vorschriften des Gesetzes über den Schutz der Sonn- und Feiertage, die Vorschrif-
ten des § 17 des Ladenschlussgesetzes, die Bestimmungen der Arbeitszeitverordnung, 
des Manteltarifvertrages für die Arbeitnehmer im Einzelhandel in Bayern, des Jugendar-
beitsschutzgesetzes und des Mutterschutzgesetzes sind zu beachten. 
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§ 3 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Kelheim, 23. Oktober 2018 
 
Stadt Kelheim,  
 
Hartmann  
Erster Bürgermeister 
 
 
 
 
 
B e k a n n t m a c h u n g  
über die Rechtskraft und die Auslegung des Bebauungsplanes „GE Brandhof-
straße“ Deckblatt Nr. 01 mit integrierter Grünordnung 
I. Der Marktgemeinderat Painten hat mit Beschluss vom 09.10.2018 den Bebauungs-
plan und Grünordnungsplan „GE Brandhofstraße“ – Deckblatt Nr. 01 in Painten in der 
Fassung vom 09.10.2018 als Satzung beschlossen. Der Bebauungsplan wurde aus 
dem wirksamen Flächennutzungsplan entwickelt und bedarf daher gemäß § 10 Abs. 2 
Satz 1 i.V.m. § 8 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) keiner Genehmigung.  
II. Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) 
ortsüblich bekannt gemacht. Nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt der Bebauungs-
plan/Grünordnungsplan mit dieser Bekanntmachung in Kraft.  
Jedermann kann den Bebauungsplan/Grünordnungsplan mit Begründung sowie der zu-
sammenfassenden Erklärung über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in dem Bebauungsplan/ Grün-
ordnungsplan berücksichtigt wurden, und aus welchen Gründen der Plan nach Abwä-
gung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten 
gewählt wurde, beim Markt Painten, Marktplatz 24, 93351 Painten während der allge-
meinen Öffnungszeiten einsehen und über deren Inhalt Auskunft verlangen. 
III. Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- 
und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 
215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen.  
Unbeachtlich werden demnach 
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort be-
zeichneten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 
Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungspla-
nes und 
3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans/ 
Grünordnungsplans schriftlich gegenüber dem Markt Painten geltend gemacht worden 
sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzule-
gen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 
BauGB eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach 
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Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fällig-
keit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Painten, den 07. November 2018   
 
Markt Painten: 
 
Raßhofer,  
1. Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
B e k a n n t m a c h u n g    
über die Genehmigung der Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftspla-
nes des Marktes Painten (Deckblatt Nr. 05) 
Der Marktgemeinderat Painten hat mit Beschluss vom 09.10.2018 das Deckblatt Nr. 05 
zur Änderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes festgestellt. Die Änderung 
des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes (Deckblatt Nr. 05) ist vom Landratsamt 
Kelheim mit Schreiben vom 18.10.2018 Nr. 41-6100 genehmigt worden. Die Genehmi-
gung erfolgte ohne Auflagen. 
Das Deckblatt Nr. 05 zum Flächennutzungs- und Landschaftsplan in der Fassung vom 
09.10.2018 liegt samt Begründung sowie der zusammenfassenden Erklärung nach § 6 
Abs. 5 BauGB ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus in Painten, 
Marktplatz 24 während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann dort ein-
gesehen werden. Gemäß § 6 Abs. 5 des Baugesetzbuches wird das Deckblatt Nr. 
05 mit der Bekanntmachung der Genehmigung verbindlich. 
Auf die Voraussetzung für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolge des § 215 
Abs. 1 des Baugesetzbuches (BauGB) wird hingewiesen. 
Unbeachtlich werden demnach 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 
bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und 

2. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennut-
zungsplanes/Deckblattes schriftlich gegenüber der Marktgemeinde geltend ge-
macht worden sind. Der Sachverhalt, der die Verletzung oder die Mängel begrün-
den soll, ist dazulegen.  

 
 
Painten, den 7. November 2018   
 
Markt Painten: 
 
Raßhofer,  
1. Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Riedenburg 
im Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans Nr. 43 „An der Schleuse Haidhof“ 
durch Deckblatt Nr. 4 Teil B „Drei Vollgeschosse“ im vereinfachten Verfahren (§ 13 
Abs. 1 BauGB) über  
- Einleitungsbeschluss (§ 2 Abs. 1BauGB) 
- Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 43 
„An der Schleuse Haidhof“ durch Deckblatt Nr. 4 Teil B „Drei Vollgeschosse“ im verein-
fachten Verfahren (§ 13 Abs. 1 BauGB) zu ändern. 
Das Deckblatt Nr. 4 Teil B ist die Ergänzung zum Deckblatt Nr. 4 Teil A und bezieht sich 
auf die direkt an der Schleusenbrücke Haidhof liegenden Parzellen Nr. 1 und 2, wobei 
eine Angleichung an die Bebauung der Parzellen Nr. 3, 4 und 5 erreicht werden soll.   
Der vom Stadtrat gebilligte Planentwurf in der Fassung vom 24.10.2018 liegt in der Zeit 
vom 16.11.2018 bis 18.12.2018 im Rathaus Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, Zimmer 14 
zu den üblichen Dienstzeiten öffentlich aus. 
Während dieser Frist können Bedenken und Anregungen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden. 
 
 
Riedenburg, 26.10.2018 
Stadt Riedenburg 
 
gez. 
Lösch 
Erster Bürgermeister  
 
 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadt Riedenburg 
im Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans Nr. 17 „Haidhof-Hausbreite“ Deckblatt 
Nr. 1 durch Deckblatt Nr. 1b „Fa. DFS – Diamon GmbH“ im vereinfachten Verfahren  
(§ 13 BauGB) über  
- Einleitungsbeschluss (§ 2 Abs. 1BauGB) 
- Öffentliche Auslegung (§ 3 Abs. 2 BauGB) 
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat beschlossen, den Bebauungsplan Nr. 17 
„Haidhof-Hausbreite“ Deckblatt Nr. 1 durch Deckblatt Nr. 1b „Fa. DFS – Diamon GmbH“ 
im vereinfachten Verfahren § 13 Baugesetzbuch (BauGB) zu ändern. 
Der Änderungsbereich umfasst eine Teilfläche von ca. 0,6 ha aus Fl.Nr. 1342, Gmkg. 
Perletzhofen, diese schließt sich im Industriegebiet Haidhof-Hausbreite unmittelbar an 
die nördliche Grenze des derzeitigen Betriebsgeländes der Fa. DFS – Diamon GmbH 
an und grenzt ferner an die Riedenburger Straße und die Straße Zur Güterlände. 
Der wesentliche Inhalt der Planänderung besteht darin, eine bauliche Verbindung und 
gemeinsame Nutzung der vorhandenen und künftig geplanten Betriebsteile der Fa. DFS 
– Diamon GmbH zu ermöglichen, wofür ein vorgesehener Pflanzgürtel innerhalb des 
Betriebsgeländes verlegt wird, sowie eine weitgehend waagrechte Fläche geschaffen 
wird. Von einer Umweltprüfung wird abgesehen. 
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Der Planentwurf in der Fassung vom 05.11.2018 liegt in der Zeit vom 16.11.2018. bis 
18.12.2018 im Rathaus Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, Zimmer 14 zu den üblichen 
Dienstzeiten öffentlich aus. 
 
Während dieser Frist können Bedenken und Anregungen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden. 
 
 
Riedenburg, 08.11.2018 
Stadt Riedenburg 
 
gez. 
Lösch 
Erster Bürgermeister  
 
 
 
 
 
Bekanntmachung der Stadt Riedenburg 
Aufgrund des § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2011 
(BGBl. I S. 1509) i.V.m. Art. 23 GO in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert am 24.07.2012 (GVBl. S. 366) erlässt die 
Stadt Riedenburg folgende 
Satzung zur Aufhebung der 
Ergänzungssatzung Nr. 16 Jachenhausen-Ost 

§ 1 
Aufhebung der Ergänzungssatzung 

Die Ergänzungssatzung Nr. 16 Jachenhausen-Ost der Stadt Riedenburg vom 
08.02.2018 bekannt gemacht im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim Nr. 3 vom 
16.02.2018 wird rückwirkend zum Tag ihres Inkrafttretens aufgehoben.  

§ 2 
Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt mit Ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den Landkreis Kelheim in 
Kraft.  
 
 
Riedenburg, 08.11.2018 
Stadt Riedenburg 
 
gez. 
Lösch 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Riedenburg 
Im Verfahren zum Erlass der Ergänzungssatzung Nr. 16 a nach § 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 
3 BauGB (Ortsabrundung) für den Bereich „Jachenhausen-Ost neu“ 
- Einleitung des Verfahrens für die Ergänzungssatzung Nr. 16 a „Jachenhausen-
Ost neu“ (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB) 
- Öffentliche Auslegung (§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB) 
Der Stadtrat der Stadt Riedenburg hat beschlossen, die Ergänzungssatzung Nr. 16 
„Jachenhausen-Ost“ vom 08.02.2018 aufzuheben. 
Gleichzeitig wird das Verfahren für die Ergänzungssatzung Nr. 16 a „Jachenhausen-Ost  
neu“ (Ortsabrundung) eingeleitet, hierdurch sollen folgende Flächen in den im Zusam-
menhang bebauten Ortsteil (Dorfgebiet) einbezogen werden:  
Teilflächen der Fl.Nrn. 26, 27, 257, 258, 27/3 sowie die Fl.Nrn. 27/1, Gmkg. Jachenhau-
sen, mit einer Fläche von ca. 10.750 m². 
Der vom Stadtrat gebilligte Satzungsentwurf in der Fassung vom 22.10.2018 mit Lage-
plan liegt in der Zeit vom 16.11.2018 bis 18.12.2018 im Rathaus Riedenburg, St.-Anna-
Platz 2, Zimmer 14 öffentlich aus. 
Bestandteil der Auslegung sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stel-
lungnahmen. Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
Immissionsschutztechnisches Gutachten des Büros Hoock Farny Ingenieure, Landshut 
vom 17.09.2018 zur Prognose und Beurteilung von Geruchsimmissionen im Zusam-
menhang mit vorhandenen und geplanten Betrieben zur landwirtschaftlichen Tierhal-
tung.   
Während dieser Frist können Bedenken und Anregungen schriftlich oder zur Nieder- 
schrift vorgebracht werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über die Satzungen unberücksichtigt bleiben. 
 
 
Riedenburg, 08.11.2018 
Stadt Riedenburg 
 
gez. 
 
Lösch 
Erster Bürgermeister  
 
 
 
 
 
 
Verschiebung der Kernsperrfrist auf Grünland, Dauergrünland und für mehrjähri-
gen Feldfutterbau bei einer Aussaat bis zum 15. Mai 
Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten Straubing, Fachzentrum L 3.2 Ag-
rarökologie, kann als zuständige Behörde (Art. 4 ZuVLFG) gemäß § 6 Abs. 8 und 10 
Düngeverordnung vom 26.05.2017 (Bundesgesetzblatt Jahrgang 2017 Nr. 32) für ein-
zelne Landkreise und Teillandkreise im Dienstgebiet die Sperrfrist verschieben. 
Nach Düngeverordnung gelten für die Ausbringung von Düngemitteln mit einem we-
sentlichen Gehalt an verfügbarem Stickstoff Sperrfristen. Einen wesentlichen Gehalt an 
verfügbaren Stickstoff (> 1,5 % N in der TS) haben neben den organischen Düngern 
(Gülle, Jauche, Biogasgärrest..) auch mineralische Düngemittel. 
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Die Regelsperrfrist für Grünland, Dauergrünland und für mehrjährigen Feldfutter-
bau bei einer Aussaat bis zum 15. Mai vom 01.11. – 31.01. kann nach § 6 Abs. 10 
Düngeverordnung bei Bedarf regional angepasst werden. Für diese Saison gelten für 
Niederbayern folgende Sperrfristen: 

• 01.11.2018 – 31.01.2019 in den Landkreisen Dingolfing-Landau, Kelheim, 
Landshut, Rottal-Inn und der Stadt Landshut. 
In den Landkreisen Deggendorf, Passau, Straubing und den kreisfreien 
Städten Passau und Straubing jeweils südlich der Donau, einschließlich 
der Donauinseln. 

• 15.11.2018 – 14.02.2019 in den Landkreisen Deggendorf, Passau, Straubing 
und den kreisfreien Städten Passau und Straubing jeweils nördlich der Do-
nau. 

• 29.11.2018 – 28.02.2019 in den Landkreisen Regen und Freyung-Grafenau 
Alle anderen Vorgaben der Düngeverordnung bleiben von dieser Verschiebung unbe-
rührt. Dies gilt insbesondere für die Sperrfristen für Ackerflächen, für Festmist von Huf-
und Klauentieren, Kompost und für die Sperrfrist für Gemüsebau. Des Weiteren muss 
der Boden generell bei der Ausbringung von stickstoff- oder phosphathaltigen Dünge-
mitteln u.a. aufnahmefähig sein. 
 
Straubing, 19.10.2018 
 
Amt für Ernährung,  
Landwirtschaft und Forsten 
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